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Anwälte klagen gegen die Missstände beim Berliner Lageso 

Strafanzeige gegen Czaja und Allert
Von  Peter Nowak

Nazisprüche, Prügel, Hunger, Kälte – seit Monaten herrschen an der zentralen
Anlaufstelle für Flüchtlinge in Berlin untragbare Zustände. Nun wurden die
Verantwortlichen angezeigt. Auch Betroffene wehren sich.

Die Zustände, die die Grünen-Politikerin Claudia Roth bei einem Besuch des Berliner
Landesamtes für Gesundheit und Soziales (Lageso) vor anderthalb Wochen vorfand, waren
schockierend. Es seien »Hunderte, vielleicht auch Tausende Menschen, die sich ohne jede
Information durch Behördenmitarbeiter verzweifelt und nun auch unter widrigsten
Witterungsbedingungen auf dem Gelände bewegen und umherirren, auf der Suche nach
einer Möglichkeit, Gehör für ihr Anliegen zu finden«, schilderte die
Bundestagsvizepräsidentin die Lage vor der im Ortsteil Moabit gelegenen zentralen
Registrierungsstelle für Geflüchtete. »Frauen, Männer und (Klein-)Kinder, Schwangere,
Verletzte, Alte, Kranke und Behinderte, die völlig entkräftet und verzweifelt ihre Papiere
den Mitarbeitern der Security zeigen, in der Hoffnung, Einlass in das Behördengebäude zu
erlangen«, so beschrieb Roth die Situation. Menschen harrten stunden- oder gar tagelang
in Warteschlangen aus, zum Teil in Schlamm, Regen und Sturm, oder dicht gedrängt in
abgesperrten Bereichen in Zelten oder in den Behördengebäuden, berichtete die frühere
Parteivorsitzende. Oftmals gebe es für die Wartenden am Ende nur barsche Worte oder ein
rüdes Anschreien durch die Sicherheitskräfte, verbunden mit dem Hinweis, dass sie es am
nächsten Tag wieder versuchen müssen.

Dabei machen schon seit Monaten Freiwilligengruppen wie der Berliner Flüchtlingsrat
immer wieder auf die unhaltbaren Zustände aufmerksam. Christiane Beckmann, eine
Sprecherin der Initiative »Moabit hilft«, sagte: »Wenn wir nicht wären, hätte es hier schon
Tote gegeben.« Geändert hat sich freilich wenig. Lediglich der Sicherheitsdienst wird nun
ausgetauscht, nachdem ein Wachmann im Nazijargon gegen Geflüchtete gehetzt hatte.
Schon in den Vorwochen hatte es immer wieder Meldungen über Beschimpfungen und
auch Schläge durch Wachleute gegeben.
Für die tagtägliche Demütigung und Erniedrigung der Geflüchteten, die Roth anprangerte,
sind aber vor allem Berliner Politiker verantwortlich. Ob die vom Senat angekündigte
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Einrichtung eines eigenständigen Flüchtlingsamtes die Situation verbessern wird, ist
unklar. Nach Auskunft des Berliner Sozialsenators Mario Czaja (CDU) sollen Aufgaben wie
Registrierung, Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen aus dem Lageso
herausgelöst und der neuen Behörde übertragen werden. »Mit diesem neuen Amt stellen
wir uns den enormen Herausforderungen und den damit gewachsenen Aufgaben, die der
anhaltend hohe Zugang von Flüchtlingen mit sich bringt«, sagte Czaja. Doch zunächst wird
eine Arbeitsgruppe eingerichtet, denn konkrete Pläne für die neue Behörde gibt es noch
nicht. Ihr Aufbau dürfte Monate dauern.
Czaja steht unter Druck, denn der Regierende Bürgermeister Berlins, Michael Müller (SPD),
hat seinem Sozialsenator wiederholt Passivität vorgeworfen und ihm indirekt den Rücktritt
nahegelegt. Am Montag reichten mehr als 40 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
Strafanzeige wegen Körperverletzung und Nötigung im Amt gegen Czaja und Franz Allert,
den Präsidenten des Lageso, sowie weitere Verantwortliche ein, wie der Republikanische
Anwältinnen- und Anwälteverein (RAV) mitteilte. »Sozialsenator Czaja nimmt schwere
Verletzungen und Erkrankungen von Geflüchteten bewusst in Kauf«, sagte RAV-
Vorstandsmitglied Ulrich von Klinggräff. Es sei unvorstellbar, so der Rechtsanwalt, »was
geschehen würde, wenn es das einzigartige Engagement der Initiative ›Moabit hilft‹ nicht
gäbe«.

Und auch Geflüchtete selbst beginnen, sich gegen die Zustände am Lageso zu wehren. So
haben kürzlich 56 Flüchtlinge, die dort seit Wochen auf ihre Aufnahme warten, vor Gericht
Eilanträge eingereicht, um ihre sofortige Erfassung und Versorgung zu erwirken. Andere
Betroffene wehren sich gegen die Verweigerung von Leistungen und wollen durchsetzen,
dass sie als Härtefälle anerkannt werden. Anfang November organisierten afghanische
Flüchtlinge Protestkundgebungen.
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